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Tatort Gemeindeamt II
Update zur Entwicklung des Delikts der Untreue

Der Untreuetatbestand steht seit einigen Jahren im Mittelpunkt wirtschaftsstraf-
rechtlicher Diskussionen. Doch nicht nur Manager und Organe der in den aktuellen
Medienberichten kolportierten Rechtsträger, sondern auch Bürgermeister, Kom-
munalpolitiker und Gemeindebedienstete sind durch zunehmende Strafverfolgung
potentiell strafrechtlich gefährdet. Mit der per 1. 1. 2016 in Kraft getretenen Straf-
gesetzbuchreform wurde der Tatbestand nun wesentlich novelliert und – zumindest
in Teilbereichen – entschärft.
Von Dieter Neger
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A. Aktuelle Änderungen
In dem Beitrag RFG 2015, 73 wurde der Straftatbe-
stand der Untreue nach § 153 StGB1) grundsätzlich
und insb bezogen auf Bürgermeister, Kommunalpoli-
tiker bzw kommunale Entscheidungsträger beleuchtet.
Das Strafrechtsänderungsgesetz 20152) hat hinsichtlich
dieses Straftatbestands, wie auch hinsichtlich zahlrei-
cher anderer Wirtschaftsstraftatbestände, wesentliche
Änderungen gebracht. Die Änderungen beziehen sich
einerseits auf die nunmehr in § 153 Abs 2 StGB nor-

mierte Legaldefinition des „wirtschaftlichen Schei-
terns“ und andererseits auf eine wesentliche Erhöhung
der strafrelevanten Wertgrenzen. Diese Gesetzesände-
rungen sollen in der Folge kurz beleuchtet werden.

B. Legaldefinition „Untreue“
§ 153 Abs 2 StGB in der Fassung des Strafrechtsände-
rungsgesetzes 20153) lautet wie folgt:

Ü „Seine Befugnis missbraucht, wer in unvertretba-
rer Weise gegen solche Regeln verstößt, die dem
Vermögensschutz des wirtschaftlich Berechtigten
dienen.“ Ü

1) Strafgesetzbuch BGBl 1974/60 idF BGBl I 2014/106.
2) Strafrechtsänderungsgesetz 2015 BGBl I 2015/112.
3) BGBl I 2015/112.
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Diese Legaldefinition hatte § 153 leg cit vor dem Straf-
rechtsänderungsgesetz 2015 nicht gekannt und ledig-
lich in § 153 Abs 1 normiert, dass, wer seine Befugnis
(durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsge-
schäft)4), über fremdes Vermögen zu verfügen oder ei-
nen anderen zu verpflichten, wissentlich missbraucht
und dadurch den anderen am Vermögen schädigt,
mit näher definierten Strafen zu belangen ist. Wann
ein derartiger Befugnismissbrauch vorliegt, hat die sich
jahrzehntelang entwickelte Judikatur bestimmt.

Im Zuge der angestrebten Entkriminalisierung des
Wirtschaftsstrafrechts war der schließlichen diesbe-
züglichen Gesetzwerdung ein langer und kontrover-
sieller Diskussionsprozess vorangegangen. Vertreter
der Judikative argumentierten, dass die nunmehr er-
folgte Legaldefinition entbehrlich sei, da der OGH
diesbezüglich ohnehin durch seine umfangreiche Judi-
katur eine mehr als ausreichende „Richtschnur“ vorge-
zeichnet habe. Letztlich jedoch wurde, nach einem am
23. 4. 2015 eingebrachten Initiativantrag5) einiger Par-
lamentarier, dann doch noch § 153 Abs 2 und damit
die beschriebene Legaldefinition in den Gesetzestext
aufgenommen.

§ 153 Abs 2 StGB stellt zweifellos für alle Rechtsun-
terworfenen und auch für Bürgermeister und Gemein-
demandatare oder sonstige Kommunalverantwortliche
eine wesentliche Entschärfung dar. Neben der für die
Erfüllung der subjektiven Tatseite unerlässlichen Wis-
sentlichkeit müssen nun die demVermögensschutz des
wirtschaftlich Berechtigten, also des Geschädigten, die-
nenden Regeln in unvertretbarer Weise missbraucht
werden. Was diesbezüglich „unvertretbar“ ist, wird
die Judikatur weisen, dürfte sich aber zumindest in
Analogie auch aus der höchstgerichtlichen Judikatur
ableiten lassen. Die Unvertretbarkeit wird schon seit
Langem als Rechtsbegriff insb bei der Amtshaftung
(„unvertretbare Rechtsansicht“) verwendet. Aber auch
in der Rechtsprechung zur Untreue selbst findet sich
der Begriff wieder. Diesbezüglich hat der OGH – wie
aus der nachfolgend, in Auszügen zitierten, Entschei-
dung ersichtlich – für den Befugnismissbrauch auf die
wirtschaftliche Vertretbarkeit eines Geschäfts abge-
stellt.

Beispiel
Losgelöst von den gesetzlichen Vorgaben des Bank-
wesengesetzes und von bankinternen Richtlinien
missbraucht ein Bankangestellter seine Befugnis,
über das Vermögen des Bankinstituts durch Kredit-
vergabe zu verfügen, jedenfalls (vorsätzlich), wenn
er trotz – erkannter – mangelnder Bonität und feh-
lender Sicherheiten zum Zeitpunkt der Kredit-
schuldentstehung – also wirtschaftlich unvertretbar
– Kredit gewährt.

Bei einem solchen Befugnismissbrauch eines
Bankangestellten hängt der dem Bankinstitut zuge-
fügte Vermögensnachteil iSd § 153 StGB von der
Einbringlichkeit des Rückzahlungsanspruchs im
Zeitpunkt der Kreditschuldentstehung ab. Bonität
des Schuldners und/oder ausreichende Sicherheiten
lassen keinen Vermögensnachteil entstehen, woge-
gen die wirtschaftliche Unvertretbarkeit der Kredit-

zuzählung zu einem solchen in der Höhe der Kre-
ditsumme führt, und zwar auch dann, wenn Rück-
zahlungen erfolgen oder später Sicherheiten bestellt
werden; diese haben dann (nur) den Charakter
nachträglicher Schadensminderung.6)

Aus der zuvor zitierten Entscheidung lässt sich ablei-
ten, dass derjenige, der über das Vermögen eines Bank-
instituts durch Kreditvergabe verfügt, seine Befugnis
missbraucht, wenn er wissentlich trotz mangelnder Bo-
nität und fehlender Sicherheiten zum Zeitpunkt der
Kreditschuldentstehung – somit wirtschaftlich unver-
tretbar – einen Kredit gewährt.

C. Wertgrenzen
Untreue nach § 153 StGB ist – je nach Qualifikation –
ein Vergehen oder ein Verbrechen.

§ 153 Abs 1 und 3 sehen folgende Strafdrohungen
vor:

Ü Vermögensschädigung bis einschließlich
E 5.000,–: Freiheitsstrafe bis zu sechs Monate
oder Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen (§ 153
Abs 1 leg cit)

Ü VermögensschädigungE 5.001,– bisE 300.000,–:
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (§ 153 Abs 3 ers-
ter Deliktsfall)

Ü Vermögensschädigung über E 300.000,–: Frei-
heitsstrafe von einem bis zehn Jahren (§ 153
Abs 3 zweiter Deliktsfall)

Folglich handelt es sich bei den in § 153 Abs 1 und 3
erster Deliktsfall normierten Vermögensschädigungen
um Vergehen, da mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
bedroht, während es sich bei dem in § 153 Abs 3 zwei-
ter Deliktsfall normierten Tatbestand um ein Verbre-
chen, da mit über dreijähriger Freiheitsstrafe bedroht,
handelt.7)

Bis zum Strafrechtsänderungsgesetz 2015 war der
erste Deliktsfall des § 153 Abs 3 StGB bereits bei einem
E 3.000,– übersteigenden Schaden, der zweite Delikts-
fall bereits bei einem E 50.000,– übersteigenden Scha-
den normiert gewesen. Die Qualifikation des § 153
Abs 1 leg cit betraf Vermögensschädigungen bis ein-
schließlich E 3.000,–.

Die Strafrahmen als solche blieben, entgegen den
Wertgrenzen, unverändert.

D. Voraussichtliche Auswirkungen der
besprochenen Gesetzesänderungen

Die deutlich erhöhten Wertgrenzen, verbunden mit
der Legaldefinition des § 153 Abs 2 StGB, dürften
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4) Diese Möglichkeiten der Befugnisbegründung wurden durch das
Strafrechtsänderungsgesetz 2015 in § 153 Abs 1 StGB aufgrund
besserer Lesbarkeit gestrichen, eine inhaltliche Änderung war damit
nicht beabsichtigt.

5) IA 1110/A BlgNR 25. GP.
6) OGH 21. 8. 2012, 11 Os 19/12x (11 Os 91/12k).
7) § 17 Abs 1 StGB: Verbrechen sind vorsätzliche Handlungen, die mit

lebenslanger oder mit mehr als dreijähriger Freiheitsstrafe bedroht
sind; § 17 Abs 1 StGB: Alle anderen strafbaren Handlungen sind
Vergehen.
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den Straftatbestand der Untreue, auch für Bürgermeis-
ter, Kommunalpolitiker und sonstige Kommunalver-
antwortliche, wesentlich entschärfen. Nichtsdestotrotz
scheint Vorsicht angebracht. Die Gerichte und insb
auch der OGH ahnden gerade in den letzten Jahren
Wirtschaftsstrafdelikte im kommunalen Bereich äu-
ßerst hart. Untreue, die im Kommunalbereich für die
Privatwirtschaftsverwaltung relevant ist, und deren
„Spiegeldelikt“ Amtsmissbrauch (§ 302 StGB)8), der
sich auf die Hoheitsverwaltung bezieht,9) sind Tatbe-
stände, die im kommunalen Bereich immer wieder re-
levant sein können. Die Judikative, insb der OGH,
scheint ganz bewusst durch zahlreiche, gerade kom-
munale Entscheidungsträger betreffende Entscheidun-
gen signalisieren zu wollen, dass im Umgang mit öf-
fentlichen Geldern höchste Sorgfalt angebracht ist.

E. Ausblick
Im vorangehenden Beitrag10) hatte ich mir gewünscht,
dass de lege ferenda der Tatbestand der Untreue und

die Strafbarkeit auf unvertretbare wirtschaftliche Ent-
scheidungen reduziert und unternehmerisches Han-
deln unter zunehmend unsicherer prognostizierbaren
Rahmenbedingungen nicht unnötig kriminalisiert wer-
den und „redliches wirtschaftliches Scheitern“ straflos
bleiben solle. Die Strafbarkeit solle auf „absichtliche
Schadenszufügung“ eingeschränkt werden. Dies hat
der Gesetzgeber im Ergebnis, bezogen auf § 153 StGB,
mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 2015 umgesetzt.
Nunmehr bleibt abzuwarten, wie strafgerichtlich, mit
dieser Entschärfung fürWirtschaftstreibende, zu denen
auch die Verantwortlichen der Gebietskörperschaften
und damit Kommunen zählen, umgegangen werden
wird.

Ü

Ü In Kürze
Der im kommunalen Bereich für die Privatwirtschaftsver-
waltung relevante Straftatbestand der Untreue wurde
durch das Strafrechtsänderungsgesetz 2015 entschärft.
„Redliches wirtschaftliches Scheitern“ ist straffrei.
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